
122 PHi — 4/98

1 Die "klassischen"
Haftungs-
grundlagen

2 Gesetzgebungs-
verfahren

2.1 Erster Vorentwurf
1997

2.2 Kompromißvorschlag
von 1992

2.3 Abgeordnetenvorlage
von 1993

2.4 Umsetzungsgesetz
von 1998

3 Neue Haftungs-
regelung

3.1 Produkt

3.2 Herstellerbegriff

3.3 Fehler

4 Haftungsfolge:
Schadensersatz

5 Beweislast

6 Entlastungsbeweis

7 Verjährung und
Verwirkung

8 Gesetzliche Produkt-
beobachtungspflicht

9 Internationale
Schadensfälle

10 Zusammenfassung

Mit fast zehn Jahren Verspätung
hat Frankreich am 19. Mai 1998 die
europäische Produkthaftungsricht-
linie in nationales Recht umgesetzt.
Das Gesetz ist am Tag nach seiner
Veröffentlichung am 21. Mai 1998
in Kraft getreten. Damit endet ein
auch von tagespolitischen Ereignis-
sen beeinflußter Gesetzgebungs-
krimi, der den schwierigen Interes-
senausgleich zwischen Hersteller
und Produktbenutzer veranschau-
licht.

Problematisch war die Umsetzung
der Richtlinie, abgesehen von dem
die Öffentlichkeit stark erschüttern-
den AIDS-Blutskandal, aufgrund der
Komplexität der "klassischen Pro-
dukthaftung" in Frankreich1. Zum
einen schien es schwierig, nach
dem Ausverkauf HIV-verseuchter
Lagerbestände durch staatliche
Blutbanken ("Blutskandal") in Kennt-
nis des Risikos den dem traditio-
nellen Haftungsrecht unbekannten
Entlastungstatbestand "Entwik-
klungsrisiko" einzuführen. Zum an-
deren hatten die klassischen Haf-
tungstatbestände Frankreich schon
vor Umsetzung der Richtlinie zu
einem Risikoland für Verkäufer und
Hersteller bzw. deren Betriebshaft-
pflicht- und Produkthaftungsversi-
cherer gemacht, bei denen Frank-
reich im europäischen Durchschnitt
schon immer als Verbraucher- und
Käuferparadies galt.

Diese für Käufer und Verbraucher
paradiesischen und für Hersteller,

Das französische Produkthaftungsgesetz
oder des einen Hölle ist des anderen
Himmelreich
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Vertriebspartner und deren Haft-
pflichtversicherer äußerst schwie-
rigen Zustände werden durch das
nun verabschiedete Produkthaf-
tungsgesetz2 weiter akzentuiert.
Dabei berührt die Neuregelung die
"alten" Haftungsgrundlagen in kei-
ner Weise. Dies bestimmt Art.
1386-18 des neuen Gesetzes klar
und deutlich. Die Schärfe dieser
alten und weiterhin anwendbaren
Tatbestände soll im folgenden kurz
zusammengefaßt werden.

1 Die "klassischen" Haftungs-
grundlagen

Nach dem "klassischen" Haftungs-
recht haftet der Verkäufer bzw.
Hersteller einer beweglichen Sa-
che:

· aus allgemeiner vertraglicher
Haftung (Art. 1147 Code Civil =
Cc) auf Schadensersatz, wenn
die Kaufsache nicht vertragsge-
mäß ist. Weiter kann der Käufer
i.V. mit Art. 1610, 1611 Cc die
Aufhebung des Vertrags verlan-
gen.3  Diese allgemeine Haftung
für fehlende Vertragsgemäßheit
bei Verletzung von Sicherheits-
pflichten ist von der Rechtspre-
chung in ergänzender Vertrags-
auslegung auf Grundlage von
Art. 1135 Cc entwickelt wor-
den. Hersteller und/oder Verkäu-
fer haften verschuldensunab-
hängig, wenn sie Produkte in
den Verkehr bringen, die eine
Gefahr für die körperliche Unver-
sehrtheit und die Sachgüter des
Käufers darstellen.4 Die allgemei-
ne vertragliche Haftung kann
grundsätzlich vertraglich be-
schränkt oder ausgeschlossen

werden, soweit es sich nicht
um wesentliche Vertragspflich-
ten handelt und keine Arglist
vorliegt. Sicherheitspflichten
dürften allerdings immer we-
sentliche Vertragspflichten dar-
stellen,5 so daß deren Verletzung
einen vertraglichen Anspruch
auf Ersatz des Äquivalenz- und
des Integritätsinteresses be-
gründen.

· aus Sachmängelgewährleistung
nach Art. 1641 ff. Cc. auf Scha-
densersatz, Wandelung und
Minderung, wenn die Sache
nicht mit Sachmängeln behaf-
tet ist, die ihre Tauglichkeit zum
bestimmungsgemäßen Ver-
brauch wesentlich beeinträch-
tigt. Diese Gewährleistungs-
haftung ist verschuldensunab-
hängig, kann vertraglich nur
zwischen Vertragspartnern der
gleichen Branche beschränkt
oder ausgeschlossen werden
und zielt auf Ersatz des gesam-
ten durch einen Fehler der Kauf-
sache kausal verursachten Scha-
dens. Auch ein Verweis auf das
sog. Entwicklungsrisiko kann
den Verkäufer hier nicht entla-
sten.

· aus Delikt nach Art. 1382, 1383
Cc (soweit keine vertraglichen
Ansprüche bestehen) auf Scha-
densersatz, wenn die Sache bei
einem Dritten, der nicht mit dem
Herstelller und Verkäufer in ver-
traglicher Verbindung steht, ei-
nen Schaden verursacht.

Der (Dritt)Geschädigte kann sich
einerseits auf die Generalklau-
sel der Art. 1382, 1383 Cc beru-
fen. In diesem Fall muß er grund-

sätzlich ein Verschulden nach-
weisen. Die Rechtsprechung hat
jedoch ähnlich dem deutschen
Produkthaftungsrecht Beweis-
erleichterungen geschaffen (In-
struktion, Herstellung, Konstruk-
tion) und schließlich ein haf-
tungsbegründendes Verschul-
den schon dann bejaht, wenn
der Hersteller Produkte mit Si-
cherheitsmängeln, die Gefahren
für die Unversehrtheit von Per-
sonen und Sachen mit sich brin-
gen, in den Verkehr gebracht
hat.6 Diese neueste Rechtspre-
chung wurde als richterliche
Umetzung der Produkthaftungs-
richtlinie gewertet.

Der Hersteller haftet weiter
verschuldensunabhängig für
den durch die Sache verursach-
ten Schaden, wenn er Sachhal-
ter (gardien) i.S. des Spezialtat-
bestands von Art. 1384 Cc ist.
Sachhalter ist grundsätzlich der
Eigentümer bzw. die Person, die
über die Sache verfügen kann,
also der Käufer und nicht der
Hersteller. Der Hersteller ist je-
doch dann Sachhalter  der sog.
Produktstruktur und haftet ver-
schuldensunabhängig, wenn

2 Abdruck des Gesetzestexts im Anschluß
an diesen Beitrag

3 Siehe im einzelnen Endrös, Kaufen und
Verkaufen in Frankreich, Alpmann Inter-
national, 1996.

4 Cass. Civ. I vom 20.3.1989, Bull. Civ. I, Nr.
137, Thomson/Brandt; Cass. Civ. I vom
11.7.1991, Bull. Civ. I, Nr. 201, Mobilhome;
Cass. Civ. vom 17.1.1995, D 1995, 350,
Planet Wathom; Cass. Civ. vom 15.10.
1996, D 1997, 348, Motorradbrille.

5 Endrös, a.a.O. (Fn. 3), 33 ff.
6 Cass. Civ. I vom 17.1.1995, a.a.O. (Fn. 4).
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das Prokukt eine Eigendynamik7

aufweist, wie dies bei Fernseh-
geräten, Cidreflaschen und Gas-
behältern vorkommen kann.8

· aus den Sonderbestimmungen
der 10jährigen baurechtlichen
Garantiehaftung der Art. 1792-1
- 1792-6 Cc auf Schadensersatz.
Handelt es sich bei der Kaufsa-
che um ein nach den speziellen
Angaben des Herstellers vom
Bauunternehmer eingebautes
Bauteil, haftet der Hersteller die-
ses Werkteils garantiemäßig
zehn Jahre gesamtschuldne-
risch mit dem Werkhersteller,
Bauunternehmer und Architek-
ten. Bauunternehmer und Ar-
chitekten müssen sich darauf
verlassen können, daß vorfabri-
zierte, vom Hersteller speziell
für bestimmte Einsatzgebiete
konzipierte Bauteile, auch tat-
sächlich für diesen Einsatz ge-
eignet sind.9 Diese zehnjährige
Garantiehaftung verdrängt nach
der Abnahme des Werks alle
übrigen Haftungsgrundlagen.

E s ist darauf hinzuweisen, daß
nach französischem Recht, im
Gegensatz zur deutschen
Rechtslage, deliktische Ansprü-
che dann ausscheiden, wenn
zwischen dem Produktgeschä-
digten und dem Verkäufer bzw.
Hersteller vertragliche Beziehun-
gen bestehen10  und die schuld-
hafte Handlung gleichzeitig eine
Vertragsverletzung darstellt
(Prinzip der Anspruchsexklusi-
vität).11

Nun bestehen zwar nach deut-
schem Verständnis zwischen
Hersteller und Endabnehmer

aufgrund der Vertriebskette kei-
ne unmittelbaren vertraglichen
Verpflichtungen, die französi-
sche Rechtsprechung hat je-
doch in käuferfreundlicher Tradi-
tion durch eine einfache Fiktion
dem Endabnehmer die verschul-
densunabhängigen vertragli-
chen Haftungsansprüche gegen
den Hersteller verschafft.

Nach der Rechtsprechung zu
den "Vertragsketten" gehen so-
wohl die strengen Gewährlei-
stungsansprüche als auch die
Ansprüche aus allgemeiner Haf-
tung wegen fehlender Vertrags-
gemäßheit akzessorisch mit
dem Eigentum an der Kaufsache
auf den jeweiligen Erwerber
über.12 Der Endabnehmer geht
dabei grundsätzlich aus dem
übergegangenen Recht des je-
weiligen Vertrags vor und kann
sich auf die verschuldensunab-
hängige Sachmängelgewährlei-
stung und die Haftung bei feh-
lender Vertragsgemäßheit beru-
fen. Er kann sich aussuchen, ob
er gegen den Verkäufer aus eige-
nem Recht, gegen den Zwi-
schenhändler und Hersteller aus
übergegangenem Recht oder
gegen alle gleichzeitig die jewei-
ligen vertraglichen Ansprüche
geltend macht.

Daran ändert auch das neue Pro-
dukthaftungsgesetz nichts.

Gem. Art. 1386-1 Cc ist die neue
Haftungsregelung insbesonde-
re unabhängig davon anwend-
bar, ob zwischen Geschädigtem
und Hersteller vertragliche Be-
ziehungen bestehen. Der Ge-
schädigte kann sich damit wie

bisher alternativ auf vertragliche
oder deliktische Ansprüche und
daneben (kumulativ) auf das
neue Produkthaftungsgesetz
berufen. Damit bleibt die alte
Rechtslage vor Umsetzung der
Richtlinie in ihrer vollen und
schon lange kritisierten Komple-
xität erhalten.13

2 Gesetzgebungsverfahren

2.1 Erster Vorentwurf 1987

Der erste Vorentwurf zur Umset-
zung der Richtlinie vom 25. Juni
1985 war dem Justizminister schon
1987 vorgelegt worden und sah
eine große Reform zur Vereinfa-
chung des französischen Haftungs-
rechts vor.14 Diese "große Gesamt-
reform" wurde nach scharfer Kritik

7 "Dynamisme propre", gemeint ist die tech-
nische Struktur der Sache.

8 S. im einzelnen Endrös, Produkthaftung in
Frankreich, in Brendl (Hrsg.) Produkt und
Produzentenhaftung, Haufe 1993, 9/III/1.

9 Bauteileeigenschaft bejaht: Wärmepum-
pe Cass. Civ. III vom 20.1.1993, D 1993,
IR 53; verneint für: Dachziegel, CE vom
20.3.1992 (Tuileries de Perignier).

10 Cass. Civ. II, vom 26.5.1992, Bull. Civ. II,
Nr. 154; Cass. Civ. I, vom 27.1.1993, Bul.
Civ. I, Nr. 54.

11 Cass. Civ. I, vom 4.11.1992, Bull. Civ. I,
Nr. 276.

12 Siehe im einzelnen Endrös, a.a.O. (Fn. 3),
40 und 56.

13 Overstake,  La responsabilité du fabricant
de produits dangereux, RTD civ. 1972,
485, 515; Malaurie-Aynès, Les obligations,
Ed. CUJAS, Rdnr. 29, 188; Porcher, Sit-
zungsprotokoll des Parlaments vom 12.
3.1997, 1877.

14 Ghestin, Revue de Jurisprudence Com-
merciale, 1988, 201 sowie Rambure, PA
1988, Nr. 6, 10, siehe auch Ghestin in Ghe-
stin, Desché (B), La vente, LGDJ, 1990,
Rdnr. 905.
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jedoch schnell wieder verworfen
und die Umsetzung durch ein in
den Code civil integriertes, der
Richtlinie fast wortgleiches Spezial-
gesetz angestrebt.15

2.2 Kompromißvorschlag
von 1992

Die Produkthaftungsgrundlage soll-
te unter Verdrängung der vertragli-
chen und deliktischen Haftung als
ausschließlicher Anspruch für Pro-
dukte mit Sicherheitsmängeln zur
Anwendung kommen, und sah den
Entlastungstatbestand des Ent-
wicklungsrisikos vor.16

Senat und Assemblée Nationale
konnten sich jedoch 1992 auch in
zweiter Lesung nicht einigen. Streit-
punkte waren die Frage der kumu-
lativen Anwendung des Gesetzes
neben Vertrag oder Delikt, die Fra-
ge der kumulativen Anwendung
neben der Baumängelhaftung und
die Frage des "Entwicklungsrisikos".

Der angerufene gemeinsame Ver-
mittlungsausschuß legte am 15.
Dezember 1992 einen Kompromiß-
vorschlag vor. Dieser Entwurf wur-
de jedoch von der sozialistischen
Regierung wegen der darin vorge-
sehenen Haftung für Entwicklungs-
risiken nicht mehr auf die Tages-
ordnung der am 31. Dezember 1992
endenden Legislaturperiode ge-
setzt, da mehrere Minister in den
gerade aufgekommenen Blut-
skandal verwickelt waren.

2.3 Abgeordnetenvorlage
von 1993

Schließlich hat die konservative
Abgeordnete und Rechtsprofesso-

rin Nicole Catala den Kommissions-
entwurf mit einigen Änderungen
(kumulative Anwendung, keine
Haftung für Entwicklungsrisiken) als
Abgeordnetenvorlage am 13. Juli
1993 bei der Geschäftsstelle des
Parlaments eingereicht. Dieser war
jedoch bis Februar 1997 nicht auf
die Tagesordnung gesetzt worden,
obwohl der EuGH mit Urteil vom
13. Januar 1993 die Verletzung des
EG-Vertrags festgestellt hatte. Da-
bei war die Angst vor einem Wie-
deraufleben des Blutskandals bei
einer Änderung des Haftungsrechts
das Haupthindernis zur Umsetzung,
wie dies aus internen Stellungnah-
men im Justizministerium sowie
einem Brief des Justizministers an
den zuständigen EG-Kommissar
hervorgeht.17

Die Untätigkeit des Gesetzgebers
hat dazu geführt, daß die europäi-
sche Kommission in einer Stellung-
nahme vom 28. November 1995
die Nichterfüllung des Urteils des
EuGH festgestellt hat, und mit die-
ser einleitenden Maßnahme für ein
erneutes Vertragsverletzungsver-
fahren nach 171 EWG-V den Druck
weiter zu erhöhen.18  Frankreich sah
sich somit der Anordnung eines
Zwangsgelds in Anwendung des
Art. 171 EWG-V ausgesetzt.19 Aus
diesem Grund hat sich die französi-
sche Regierung schließlich gegen-
über der EG-Kommission verpflich-
tet, die Richtlinie im ersten Quartal
1997 umzusetzen.

2.4 Umsetzungsgesetz von 1998

Das Gesetzgebungsverfahren zur
Erfüllung dieser Verpflichtungser-
klärung sties wiederum auf zwei
Schwierigkeiten:

Zunächst lehnte der mit der erneu-
ten Überprüfung des Abgeordne-
tenentwurfs beauftragte gesetzge-
bende Ausschuß am 11. März 1997
den Gesetzentwurf mit der Begrün-
dung ab, daß die Bestimmungen
des französischen Rechts der Richt-
linie genüge täten und aus diesem
Grund die Umsetzung nicht not-
wendig sei.20 Dies hatte zur Folge,
daß die Nationalversammlung zu-
nächst darüber abstimmen mußte,
ob der Gesetzentwurf trotz der
Entschließung des Ausschusses
dem Parlament vorgelegt werden
sollte. Das Gesetz wurde schließ-
lich am 13. März 1997 in erster Le-
sung verabschiedet.21

Dann kam das Gesetzgebungsver-
fahren erneut zum Stillstand, da
Präsident Chirac das Parlament
vorzeitig aufgelöst hatte und aus
den Neuwahlen eine sozialistische
Regierung hervorging.

Schließlich wurde nach erneutem
Druck aus Brüssel der Gesetzent-
wurf am 5. Februar 1998 von der
zweiten Kammer, dem Senat, mit
Änderungen verabschiedet.

15 DOC AN Nr. 1395, vom 23.5.1990.
16 Ebenda.
17 Brief des Justizministers Jacques Toubon

vom 19. Juli 1996 an Mario Monti, sowie
Stellungnahme vom 18.1.1996.

18 Beck, Doc AN Nr. 3411 vom 11.3.1997.
19 Dieses Zwangsgeld wurde gemäß der

Stellungnahme der EG-Kommission vom
5.6.1995 in einer Höhe von ECU 10.350
bis 631.771 pro Tag angedroht, Beck,
ebenda, 6.

20 Roux, Doc AN Nr. 3411 vom 11.3.1997,
22.

21 Compte rendu intégral, Assemblée natio-
nale vom 13.3.1997, JO 1914 ff.
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Der Druck aus Brüssel wurde von
der Regierung in Paris dann derart
auf die Abgeordneten und Senato-
ren weitergegeben, daß nach dem
Zusammentreten eines zweiten
Vermittlungsausschusses am 30.
April 1998 das Parlament und
schließlich am  5. Mai 1998 der Se-
nat endgültig das Produkthaftungs-
gesetz verabschiedet haben. Das
Gesetz ist mit seiner Veröffentli-
chung am 21. Mai 1998 in Kraft
getreten.

Damit entspricht Frankreich end-
lich seinen europäischen Verpflich-
tungen, wenn es auch zweifelhaft
ist, ob der französische Verbrau-
cher tatsächlich ein höheres
Schutzniveau erhält und die Rechts-
lage für ihn klarer wird.

Mit Verabschiedung des Umset-
zungsgesetzes kommt ein weite-
rer Teil zum "patchwork des franzö-
sischen Haftungsrechts" hinzu,22

das die Rechtslage nicht verein-
facht sondern noch komplexer wer-
den läßt. Es ist darüber hinaus im
Ergebnis inhaltlich ungenau und
kritikwürdig.

3 Neue Haftungsregelung

Im Gegensatz zum deutschen
Recht hat der französische Gesetz-
geber die Bestimmungen der Pro-
dukthaftungsrichtlinie in den Code
Civil integriert und in das III. Buch
des Cc einen weiteren Titel "De la
responsabilité du fait des produits
défectueux" (Über die Haftung für
fehlerhafte Produkte) eingefügt.
Dieser Titel enthält 18 neue Artikel,
nämlich die Art. 1386-1 - 1386-18.
Gem. Art. 1386-1 Cc haftet der

Hersteller verschuldensunabhängig
für Fehler seines Produkts, das er
in den Verkehr gebracht hat.

3.1 Produkt

Der Produktbegriff ist in Art. 1386-
3 entsprechend Art. 2 der Richtlinie
definiert. Produkt i.S. dieses Titels
sind alle beweglichen Sachen23  un-
ter Einschluß der landwirtschaftli-
chen Erzeugnisse des Bodens, der
Tierhaltung, der Jagd und der Fi-
scherei.

Der Senat hatte sich der Ausübung
der Option gem. Art. 15 1 a der
Richtlinie in erster Lesung noch
widersetzt, jedoch in zweiter Le-
sung zugestimmt, da die Cour de
Cassation in ständiger Rechtspre-
chung die strenge vertragliche
Gewährleistungshaftung auch auf
landwirtschaftliche Naturprodukte
anwendet.24 Darüber hinaus sollte
der überflüssige Streit um den Be-
griff der ersten Verarbeitung ver-
mieden werden.25

Auch Elektrizität ist ein Produkt i.S.
der neuen Haftungsgrundlage. Dies
entspricht der Rechtsprechung zur
kaufrechtlichen Gewährleistungs-
haftung.26

Weiter soll es nicht darauf ankom-
men, ob die Produkte aus industri-
eller Fertigung stammen oder hand-
werklich hergestellt worden sind.27

Auch dies entspricht der bisheri-
gen Rechtslage.

Von der Literatur wurde zunächst
eine Anwendung der Produkthaf-
tungsregeln auf alle beweglichen
Sachen i.S. der nationalen Definition
des Art. 559 Cc vorgeschlagen.28

Der Produktbegriff muß jedoch
richtlinienkonform ausgelegt wer-
den und schließt Rechte oder
Rechtsgesamtheiten aus.

Schließlich sind auch "inkorporier-
te" Sachen Produkte i.S. von 1386-
3 Cc. Damit lösen grundsätzlich
auch Grundstoffe und Baustoffe
wie Sand, Kalk, Teilprodukte oder
Bauelemente wie Glastüren, Dach-
ziegel oder Bausteine eine Haftung
aus.29

Die Haftung für Bauwerke und ins-
besondere die Haftung des Bautei-
leherstellers ist jedoch in den Art.
1792 - 1792-6 Cc speziell geregelt.
Aus diesem Grund waren die Aus-
wirkungen der Richtlinie im Bau-
recht stark umstritten.Nach langem
Hin und Her wurden alle am Bau-
vertrag Beteiligten über die Defini-
tion des Herstellerbegriffs aus der
Haftung herausgenommen.30

22 Porcher, Debatte vom 12.3.1997, JO 1877.
23 Art. 1386-3: Est un produit tout meuble.
24 Cass. Civ. I vom 11.3.1980, Bull. Civ. I Nr.

84.
25 Siehe Huglo, La directive du Conseil du 25

juillet 1985 sur la responsabilité du fait des
produits défectueux et les difficultés de
son intégration en droit français, JCP Ed.
E 1990, II 15687, 69.

26 CA Nimes, vom 8.3.1990, EDF c/ Sté
Payen, JURISDATA 000211.

27 Charmant, Rapport de l’Assemblée Natio-
nale Nr. 2136 vom 27.7.1991, 18.

28 Honig, La responsabilité du fait des produits
défectueux - quels sont les produits con-
cernés, assureurs conseil Nr. 623, Januar
1989, 21 ff.

29 Karila, l’intégration dans le droit positive
français de la directive européene sur la
responsabilité du fait des produits défec-
tueux, GP 1991, 208.

30 Art. 1386-6 Cc.



127PHi — 4/98

Interessant ist die Frage der An-
wendbarkeit des neuen Gefähr-
dungshaftbestands auf spezielle
Software-Produkte oder Standard-
software. Ein Teil der Rechtslehre
verneint die Anwendbarkeit.31  Die
ständige Rechtsprechung hat je-
doch keine Mühe die strenge
Gewährleistungshaftung im Kauf-
recht auf Standard- oder Spezialsoft-
ware anzuwenden.32  Es ist somit
wahrscheinlich, daß die Gerichte
auch Software der strengen Pro-
duktgefährdungshaftung unterwer-
fen werden.

3.2 Herstellerbegriff

Der Begriff "Hersteller" ist in Art.
1386-6 Cc definiert. Haftungsadres-
saten sind alle Hersteller, die mit
wirtschaftlicher Zielsetzung ein
Endprodukt, Teilprodukt oder Roh-
stoffe in den Verkehr bringen.

Das Gesetz übernimmt weiter den
Richtlinientext bezüglich des An-
scheinsherstellers und des Impor-
teurs in die Europäische Gemein-
schaft zum Zweck des Verkaufs,
der Vermietung und jeder anderen
Vertriebsart.

Ferner haftet ebenso der Verkäu-
fer, Vermieter oder jeder andere
gewerbliche Lieferant, mit Ausnah-
me des Leasinggebers oder jedes
ähnlichen Finanzierungpartners für
Sicherheitsmängel.

Die Verwendung des Begriffs "Si-
cherheitsmangel" anstelle von "Feh-
ler" hat keine Bedeutung  sondern
erklärt sich aus der Entstehungs-
geschichte als 1990 die Umsetzung
noch durch ein "Gesetz über die
Haftung für Sicherheitsmängel an

Produkten" in Abgrenzung zum
kaufrechtlichen Fehlerbegriff erfol-
gen sollte.33 Der heute sinnlose
Begriffsunterschied wurde in der
Eile vergessen.

Im Gegensatz zur Richtlinie haften
die Vertriebspartner nicht nur sub-
sidiär, wenn sie nicht in angemes-
sener Frist dem Verbraucher die
Identität des Herstellers oder der-
jenigen Person, die ihm das Pro-
dukt geliefert hat, angeben kön-
nen,34 sondern gemäß Artikel 1386-
7 Cc uneingeschränkt. Diese un-
eingeschränkte Produkthaftung des
Händlers wird teilweise dadurch
ausgeglichen, daß der Verkäufer
bzw. jeder Lieferant gegen den Her-
steller innerhalb einer Frist von ei-
nem Jahr ab der Klage des Endab-
nehmers Rückgriff in Anwendung
des Produkthaftungsgesetzes neh-
men kann.35

Der Kompromiß, dem Verkäufer als
Ausgleich für seine volle Haftung,
der sich der Senat zunächst wider-
setzt hatte, dieselben Ansprüche
wie dem geschädigten Verbraucher
gegen den Hersteller zu gewähren,
ist erst 1992 vom Vermittlungsaus-
schuß gefunden worden.36

Die ursprünglich geplante Haf-
tungsausweitung auf die Leihe,37

wie sie die Rechtsprechung im Rah-
men der Sachmängelhaftung vor-
genommen hat,38 scheiterte damals
am Widerstand des Senats.

Weiter enthält Art. 1386-6 Cc, im
Gegensatz zur ursprünglich geplan-
ten Definition des Produktbegriffs,
eine negative Definition des Her-
stellerbegriffs. Nach dieser Vor-
schrift gelten Hersteller, die dem

Haftungssystem der Art. 1792 -
1792-6 Cc ausgesetzt sind, nicht
als Hersteller im Sinne des neuen
Gesetzes. Das neue Haftungssy-
stem ist somit auf Bauelementeher-
steller, die gem. Art. 1792-4 Cc mit
speziellen Einbauvorgaben für den
Bauunternehmer Waren herstellen,
ausdrücklich nicht anwendbar.

Damit soll das Kopfzerbrechen der
Rechtslehre über die mögliche Ein-
gliederung und Überlappung des
neuen Haftungssystems in das
komplexe spezielle Haftungssy-
stem im Baurecht vermieden wer-
den.39  Die nationale Definition des
europäisierten Herstellerbegriffs ist
fraglos EG-rechtswidrig.

3.3 Fehler

Art. 1386-4 Cc übernimmt den
Richtlinientext. Ein Produkt ist feh-
lerhaft, wenn es nicht die Sicher-
heit bietet, die der Verbraucher be-
rechtigterweise erwarten kann. Kri-
terium für die Bewertung der Si-
cherheitsmängel ist die objektivier-

31 Honig, a.a.O. (Fn. 28), 21 ff.
32 Cass. Com. vom  3. Januar 1995, SKLAM

c/ Computervision – Softec, Nr. 93-14.047,
nicht veröffentlicht.

33 DOC Assemblée Nationale, Nr. 1395 vom
23.5.1990.

34 Art. 3-3 der Richtlinie.
35 Art. 1386-7 Abs. 2 Cc.
36 Rapport 1992, Doc. Assemblée Nationale

Nr. 3142 und Senat Nr. 124, 5.
37 Gestrichene Art. 7 und 8 des Gesetzent-

wurfs.
38 Cass. Com. vom 24.11.1980, Bull. Civ. IV,

Nr. 392.
39 Malinvaud, L'application de la directive

communautaire sur la responsabilité du
fait des produits défectueux et le droit de
la construction, ou le casse-tête commu-
nautaire, D 1988, Chronique  85.
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te Benutzererwartung und nicht die
Tauglichkeit zum Gebrauch des
speziellen Verbrauchers.

4 Haftungsfolge:
Schadensersatz

Der Schadensbegriff des neuen
Gesetzes geht erheblich weiter als
der des Richtlinientextes und des
deutschen Produkthaftungsgeset-
zes. Dies liegt zum einen am weite-
ren Anwendungsbereich und zum
anderen am französischen Begriff
der Körperschäden.

Zunächst setzt Frankreich nicht Art.
9 der Richtlinie um, der den Ersatz
für Sachschäden auf privat genutz-
te Verbrauchsgüter beschränkt.
Nach dem französischen Produkt-
haftungsgesetz kann auch der Sach-
schaden an gewerblich genutzten
Gütern ersetzt verlangt werden.

Um die Auswirkungen der Einfüh-
rung der Gefährdungshaftung für
Schäden an Wirtschaftsgütern et-
was einzuschränken, können Ge-
werbetreibende (professionnels)
untereinander die Haftung für die-
se Schäden wirksam ausschlie-
ßen.40 Voraussetzung ist natürlich
das Bestehen eines Vertrags zwi-
schen Geschädigtem und Herstel-
ler.

Schäden an Wirtschaftsgütern Drit-
ter werden immer von der neuen
Gefährdungsregelung erfaßt.

Schließlich ist die Selbstbeteilung
von 500 ECU gem. Art. 9 b der
Richtlinie nicht umgesetzt worden.
Auch kleine Schäden unterfallen
daher der Risikohaftung. Außerdem

hat Frankreich von der Möglichkeit,
eine Haftungshöchstgrenze einzu-
führen, keinen Gebrauch gemacht.

Fraglich ist die Anwendung des
herkömmlichen Schadensbegriffs
für Personenschäden bei Schmer-
zensgeld. Die Richtlinie schließt das
Schmerzensgeld vom harmonisier-
ten Schadensbegriff aus, präzisiert
jedoch dabei sybilinisch, daß die
Richtlinie nicht die Gewährung von
Schmerzensgeld berührt, wenn
dies nach dem im Einzelfall anwend-
baren Recht vorgesehen wird.41 Das
Umsetzungsgesetz bestimmt, daß
der Schaden ersetzt werden muß,
der durch die Verletzung einer Per-
son verursacht worden ist (dom-
mage qui résulte d’une attente à la
personne). Personenschäden
schließen aber im französischen
Recht das Schmerzensgeld mit
ein.42 Damit wird in Frankreich auch
aufgrund des Umsetzungsgesetzes
in seiner Fassung vom 5. Mai 1998
ein Schmerzensgeldanspruch be-
stehen.43

5 Beweislast

Der Geschädigte trägt gem. Art.
1386-9 Cc die Beweislast für den
Schaden, den Sicherheitsmangel
und die Kausalität zwischen Sicher-
heitsmangel und Schaden. Der
Ausschußvorsitzende des Senats
hat in erster Lesung ernsthaft vor-
geschlagen, den Kausalitätsbeweis
auf Produkt und Schaden zu be-
grenzen. Er ist damit jedoch nicht
durchgedrungen.

Die Beweisregeln werden weder
von der Richtlinie noch vom Um-
setzungsgesetz definiert. Es finden

die allgemeinen französischen Be-
weisregeln Anwendung. In den
meisten Fällen wird ein Beweisver-
fahren durchgeführt werden.44

6 Entlastungstatbestände

Das Gesetz hat die in der Richtlinie
vorgesehenen Entlastungstatbe-
stände fast unverändert übernom-
men.

Beweist der Hersteller, daß das
Produkt zum Zeitpunkt des Inver-
kehrbringens fehlerfrei, nicht für
den Verkauf oder eine andere wirt-
schaftlich orientierte Vertriebsform
vorgesehen war, er das Produkt
nicht in den Verkehr gebracht hat
oder das Produkt in Übereinstim-
mung mit  zwingenden Vorschrif-
ten aus Gesetz oder Rechtsverord-
nung hergestellt worden ist, haftet
er nicht (Art. 1386-11 Cc).

Eine erfolgreiche staatliche Sicher-
heitsprüfung entlastet den Herstel-
ler dagegen auch dann nicht, wenn
die Übereinstimmung mit den allge-
meinen technischen Sicherheits-
vorschriften ausgewiesen wurde.
Dies entspricht der Rechtspre-
chung zur Sachmängelgewährlei-
stung.45

40 Art, 1386-15 Cc.
41 Art. 9 der Richtlinie.
42 CA Paris vom 2.12.1977, D 1978, 285 m.

Anm. Lambert-Faivre.
43 So auch Markowitz, La directive du 25

juillet 1985 sur la responsabilité du fait des
produits défectueux, LGDJ 1990, 239,
Rdnr. 380.

44 Siehe Endrös, Das französische Beweis-
verfahren – ein beunruhigender Klassiker,
PHi 1998, 77 ff.

45 Cass. Civ. I, vom  27.1.1998, Lamy E Mars
1998, 10.
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Eine Entlastung ist schließlich mit
Hinweis auf das Entwicklungsrisi-
ko möglich.

Eine Ausnahme gilt für Produkte
aus "Stoffen des menschlichen
Körpers". Die Beratungen zur Frage
des Entwicklungsrisikos standen
von Anfang an unter dem dramati-
schen Eindruck des französischen
Blutskandals46  und der dazu ergan-
genen Rechtsprechung. Diese hat-
te im Rahmen der allgemeinen
Sachmängelhaftung dem gewerb-
lichen Verkäufer eine Entlastung
versagt, selbst wenn er den Man-
gel beim Stand der Technik nicht
hätte aufspüren können47  und be-
züglich des mit dem Aidsvirus ver-
seuchten Bluts ausdrücklich eine
Entlastung wegen eines Entwick-
lungsrisikos abgelehnt.48 Diese Lö-
sung der Rechtsprechung wird nun-
mehr gesetzlich im Rahmen der
neuen Haftungsgrundlage festge-
schrieben.

Aus systematischen Gründen ist
auch die Entlastungsmöglichkeit
des Teileherstellers in den Art.
1386-11 Cc mit aufgenommen wor-
den. Wer nach den vom Haupt-
hersteller vorgefertigten Plänen das
Teilprodukt hergestellt hat, haftet
nicht, wenn er beweist, daß der
Fehler durch die vom Hersteller
vorgegebenen Anweisungen be-
dingt war.

7 Verjährung und Verwirkung

Das Gesetz unterscheidet wie die
Richtlinie zwei Fristen:

· die Zehnjahresfrist ab dem In-
verkehrbringen des Produkts,

nach deren Ablauf sich der Ge-
schädigte nicht mehr auf die Be-
stimmungen dieses Titels beru-
fen kann,49  und

· die dreijährige Frist, ab Kenntnis
oder fahrlässiger Unkenntnis
von Schaden, Fehler und Per-
son des Herstellers.50

Beide Fristen waren stark umstrit-
ten.

Art. 1386-16 Cc sieht vor, daß der
Produktgeschädigte sich innerhalb
von zehn Jahren ab dem Zeitpunkt
des Inverkehrbringens, außer bei
Verschulden des Herstellers, durch
Einreichung einer Klage auf den
neuen Tatbestand berufen muß.

Der Senat war ursprünglich dafür
eingetreten, daß gemäß den allge-
meinen Vorschriften nach einer
fristunterbrechenden Handlung er-
neut eine zehnjährige Frist zu lau-
fen beginnt.

Die neue Haftung hätte somit im
Extremfall nach einer Unterbre-
chung nach neun Jahren noch wei-
tere zehn Jahre Anwendung finden
können.

Nach der endgültigen Fassung läuft
die Zehnjahresfrist jedoch einmalig
ab dem Zeitpunkt des Inverkehr-
bringens.

Interessant, unklar und ein weite-
res Redaktionsversehen ist die Ein-
schränkung "Außer bei Verschul-
den des Herstellers  ..." zu Beginn
des Art. 1386-16 Cc. Die Verjäh-
rung der verschuldensunabhän-
gigen Produkthaftung scheint da-
mit abhängig vom Verschulden des

Herstellers. Fraglich ist jedoch, ob
der Gesetzgeber wirklich gewollt
haben kann, daß der Hersteller und
seine Vertriebspartner bei Verschul-
den zeitlich unbegrenzt haften sol-
len und die Zehnjahresfrist über-
haupt nicht beginnen soll. Die neue
Regelung ist unsystematisch und
undurchsichtig und muß durch die
Rechtsprechung geklärt werden.

Schließlich war selbst der Frist-
beginn (Zeitpunkt des Inverkehr-
bringens) strittig. Inverkehrbringen
ist nach Art. 1386-5 Cc die "willent-
liche Entäußerung".

Umstritten war ferner, ob ein Pro-
dukt mehrmals in den Verkehr ge-
bracht werden kann. Dies war noch
in der Fassung von 1992 vorgese-
hen,51 und zwar vom Hersteller
selbst, Großhändler und Endver-
käufer.52 Bei strikter Anwendung
hätte sich somit das Produktionsri-
siko bei langer Lagerung auf den
Verkäufer verlagert, der zwar wie
der Geschädigte selbst Regreß
nehmen kann (Art. 1386-7 Cc); für
den aber gegebenenfalls die Zehn-
jahresfrist schon abgelaufen ist.

46 Rapport vom 15. Dezember 1992, Doc. AN
Nr. 3142, 5, sowie Sitzungsbericht des Se-
nats vom 5.2.1998, Nr. 61, 5, 25 ff.

47 Siehe im einzelnen oben die Verschuldens-
vermutung für die Kenntnis des Verkäu-
fers vom Sachmangel.

48 Rapport Commission Mixte Paritaire, Doc.
AN Nr. 3142, 6.

49 Art. 1386-16 Cc.
50 Art. 1386-17 Cc.
51 Rapport Commission Mixte Paritaire, Doc.

AN Nr. 3142 und Senat Nr. 124, vom 18.
12.1992, 4.

52 2. Rapport Assemblée Nationale, Doc. AN
Nr. 2952, vom 15.10.1992, 12.
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In der endgültigen Fassung haben
die Senatoren aus diesem Grund
schließlich den von der Regierung
und dem Parlament geforderten
Zusatz zum "einmaligen Inverkehr-
bringen" akzeptiert.

Die dreijährige Frist ab Kenntnis
des Schadens, des Fehlers und des
Schädigers steht im Gegensatz zur
zehnjährigen Verjährung nach Art.
2270-1 Cc des Deliktsrechts. Des-
sen Anwendung wurde aber letzt-
lich im Hinblick auf die klare Formu-
lierung der Richtlinie verworfen.

8 Gesetzliche Produkt-
beobachtungspflicht

Über den Richtlinientext hinaus
geht die etwas umständlich formu-
lierte Produktbeobachtungspflicht.

Nach Art. 1386-12 Cc kann sich der
Hersteller zu seiner Entlastung nicht
auf das Entwicklungsrisiko oder die
Übereinstimmung mit zwingenden
Vorschriften aus Gesetz oder
Rechtsvorschriften berufen, wenn
sich ein Fehler innerhalb von zehn
Jahren nach Inverkehrbringen ge-
zeigt hat und er nicht die notwendi-
gen Maßnahmen ergriffen hat, um
den Schadenseintritt abzuwenden.

Die ursprünglich vorgesehene bei-
spielhafte Auflistung dieser Maßnah-
men (Warnung der Öffentlichkeit,
Rückruf, Rücknahme vom Markt)
wurde wieder fallengelassen.

Der Beweis, daß die von ihm ergrif-
fenen Maßnahmen ausreichend
waren, obliegt dem Hersteller. Ob
die Gerichte einen solchen Beweis
im Einzelfall zulassen werden,

wenn der Hersteller Kenntnis von
der Gefahr hatte und ein Schaden
eingetreten ist, erscheint fraglich.

9 Internationale Schadensfälle

Der deutsche Hersteller und Ex-
porteur steht damit vor dem Pro-
blem, wann er dem strengen fran-
zösischen Recht "ausgeliefert" ist,
und welche Möglichkeiten er hat,
das Haftungsrisiko im grenzüber-
schreitenden Verkehr zu begren-
zen.

Die französischen Gerichte wen-
den zur Bestimmung des anwend-
baren Rechts die Regeln des fran-
zösischen internationalen Privat-
rechts an. Für die vertragliche Haf-
tung erfolgt diese Bestimmung
nach den Regeln des Haager Über-
einkommens vom 15. Juni 1955.
Dieses Abkommen ist in Frankreich
am 1. September 1964 in Kraft ge-
treten und bleibt vom Römischen
Schuldrechtsübereinkommen gem.
dessen Art. 21 unberührt.53 Das
Haager Übereinkommen verweist
auf das Recht am Sitz des Käufers.

Da nach den französischen vertrag-
lichen Produkthaftungsregeln die
Gewährleistungsrechte aus dem ur-
sprünglichen Vertrag akzessorisch
mit dem Eigentum der Kaufsache
auf den jeweiligen Erwerber über-
gehen,54 kommt in logischer Folge
deutsches Recht und insbesonde-
re die kurze Verjährung des § 477
BGB zur Anwendung.55

Die Rechtslehre hat diese Lösung
immer mehr kritisiert und vorge-
schlagen, die vertragliche akzesso-
rische Produkthaftung nur dann zu-

zulassen, wenn das für anwendbar
erklärte fremde Recht ebenso die
Akzessorietät der vertraglichen
Rechte kennt.56

Angesichts der isolierten Position
des französischen Rechts in die-
sem Bereich,57 läuft dies auf eine
grundsätzliche Verneinung "auslän-
dischen" Vertragsrechts bei der Di-
rektklage hinaus, mit der Folge, daß
der Direktklageanspruch im interna-
tionalen Verkehr deliktischer Natur
wäre.

Das auf diesen Anspruch anwend-
bare Recht würde dann nach den
Vorschriften des französischen in-
ternationalen Privatrechts zum De-
liktsrecht und insbesondere durch
das in Frankreich anwendbare, von
Deutschland nicht ratifizierte, aber
als loi uniforme anwendbare Haager
Übereinkommen vom 2. Oktober
1973 über die Produkthaftung be-
stimmt werden. Nach dem dort
herrschenden Tatortprinzip käme
immer französisches Recht zur
Anwendung.

Höchstrichterliche Rechtsprechung
liegt zu dieser Frage noch nicht vor.

53 Lagarde, Le nouveau droit international
privé des contrats après l'entrée en vigeur
de la convention de Rome du 19 juin 1980,
Revue critique du droit international privé
1991, 287.

54 Siehe oben sowie Gardette, a.a.O. (Fn. 1).
55 CA Montpellier vom 30.10.1990, unveröf-

fentlicht, CA Rennes vom 9.12.1992, un-
veröffentlicht, CA Paris vom 27.11.1991,
unveröffentlicht, TGI St. Brieue vom 11.7.
1995, unveröffentlicht.

56 Leclerc, Les chaînes de contrats en droit
international privé, Clunet 1995, 267.

57 Siehe oben die Schlußanträge des General-
anwalts in der Sache Jakob Handte.
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Bisher hat nur die Cour d’Appel von
Colmar in einer unveröffentlichten
Entscheidung vom Sommer 1997
auf die Anwendung französischen
Deliktsrechts im Rahmen einer Di-
rektklage erkannt. Anwendbar ist
danach das Recht am Ort der
Rechtsgutverletzung, wenn der un-
mittelbar Geschädigte dort seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat, oder
wenn der Schädiger seine Haupt-
niederlassung in diesem Staat hat,
oder das Recht des Staats, in dem
der Geschädigte das Produkt erwor-
ben hat.

Das Tatortrecht wird verdrängt vom
Recht des gewöhnlichen Aufent-
haltsorts des Geschädigten, wenn
dort gleichzeitig die Hauptnieder-
lassung des Schädigers liegt oder
der Geschädigte das Produkt dort
erworben hat.

Für Produkthaftungsfälle in Frank-
reich käme damit fast immer fran-
zösisches Deliktsrecht, und insbe-
sondere das neue Produkthaftungs-
gesetz zur Anwendung.

Ungelöst ist die, aufgrund der kumu-
lativen Anwendung der neuen Haf-
tungsgrundlage, neue Frage einer
möglichen Spaltung des anwendba-
ren Rechts auf vertragliche Ansprü-
che und Ansprüche aus dem neu-
en Produkthaftungsgesetz. Theo-
retisch könnten die vertraglichen
Ansprüche (wie bisher häufig) deut-
schem und die Ansprüche aus Pro-
dukthaftungsgesetz französischem
Recht unterliegen.

Auch in diesem Bereich müssen
die zahlreichen neuen Fragen durch
die Rechtsprechung gelöst werden.

10 Zusammenfassung

Die "klassischen" vertraglichen oder
deliktischen Haftungsgrundlagen
bleiben von der neuen gesetzlichen
Regelung unberührt. Die neue Re-
gelung verschärft das französische
Haftungssytem nur unwesentlich.
Dagegen erhöht sich dessen Kom-
plexität und Unübersichtlichkeit,
und damit die Rechtsunsicherheit.

Gemindert werden die Ansprüche
an den Hersteller im Rahmen des
neuen Haftungstatbestands aller-
dings durch die Einführung des
Entlastungstatbestands Entwick-
lungsrisiko.

Im Vergleich zur Richtlinie geht das
Umsetzungsgesetz wiederum auf-
gund des Einschlusses der Sach-
schäden an gewerblich genutzten
Sachen weiter.

Weiter erschwert wird auch das
Leben der Vertriebshändler, die
nach deutschem Recht nur sehr
eingeschränkt der Produkthaftung
unterliegen.

Mit dem vorliegenden Gesetz ge-
nügt Frankreich zwar formal der
Verpflichtung zur Umsetzung. Das
Ziel der Rechtsangleichung durch
Richtlinien in der Europäischen
Union ist allerdings aus den Augen
verloren worden. Es bleibt für die
Betroffenen weiterhin ausschlag-
gebend welche Rechtsordnung
durch das jeweilige Internationale
Privatrecht für anwendbar erklärt
wird, um die Haftungsfolgen für ihr
Tun abzuschätzen. Gerade dies soll-
te durch die Rechtsangleichung
vermieden werden.

Diese Fehlschläge geben den An-
hängern der Rechtsvereinheitli-
chung im Gegensatz zur Rechtsan-
gleichung  in Europa weiteren Auf-
trieb.


